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560. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft und des Bundesmi-
nisters für wirtschaftliche Angelegenheiten
vom 28. September 1988 über die Erhebung
der Weinernte, des Weinbestandes und der
Weinlagerkapazität in den Jahren 1988 bis

1991

Auf Grund des § 2 Abs. 2 und 3 des Bundesstati-
stikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, und des § 3 Abs. 1
des LFBIS-Gesetzes, BGBl. Nr. 448/1980, wird
hinsichtlich der Betriebe der Land- und Forstwirt-
schaft durch den Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft und auf Grund des § 2 Abs. 2 und 3
des Bundesstatistikgesetzes 1965 hinsichtlich der
der Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 399/1988, unterliegenden Betriebe durch den
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten, bezüglich des § 3 jeweils im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen, verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat in den Jahren 1988, 1989, 1990 und 1991
jeweils mit Stichtag 30. November eine Erhebung
der Weinernte, des Weinbestandes und der Weinla-
gerkapazität durchzuführen.

§ 2. (1) Bei den Erhebungen haben die Gemein-
den — einschließlich der Städte mit eigenem Statut
— mitzuwirken, die hiebei die von Weinproduzen-
ten, Weinhandelsbetrieben und Winzergenossen-
schaften erstatteten Ernte- und Bestandsmeldungen
gemäß Anlage 2 und 4 des Weingesetzes, BGBl.
Nr. 444/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 372/1986 heranzuziehen haben.

(2) Die Gemeinden haben die Vollzähligkeit des
Einlangens der Ernte- und Bestandsmeldungen zu
prüfen. Sie haben in die vom Österreichischen Sta-

tistischen Zentralamt zur Verfügung gestellten
Betriebslisten aus den Erntemeldungen die ertrags-
fähige Weingartenfläche des Betriebes, die im Ern-
tejahr eingefüllte eigene Wein-(Most-)Ernte sowie
die Menge an verkauften Trauben und -maische
und aus den Bestandsmeldungen die gesamte Wein-
lagerkapazität und den Weinbestand des Betriebes,
gegliedert nach Tafel- und Qualitätswein, Prädi-
katswein, Verarbeitungswein/Brennwein, versetz-
tem Wein, ausländischem Wein sowie Verschnitt
von in- mit ausländischem Wein zu übertragen.
Weiters haben sie Gemeindesummen zu bilden und
diese in die vom Österreichischen Statistischen
Zentralamt zur Verfügung gestellten Gemeinde-
blätter (Urschrift und Reinschrift) zu übertragen.

(3) Die Gemeinden — ausgenommen die Städte
mit eigenem Statut — haben die Betriebslisten und
die Gemeindeblatt-Reinschrift bis 31. Dezember
des Erhebungsjahres an die Bezirkshauptmann-
schaften vorzulegen. Die Bezirkshauptmannschaf-
ten und die Magistrate der Städte mit eigenem Sta-
tut haben diese Unterlagen bis 10. Jänner des auf
die Erhebung folgenden Jahres an das Öster-
reichische Statistische Zentralamt weiterzuleiten.

§ 3. Den Gemeinden ist für die Mitwirkung an
dieser Erhebung pro Jahr eine Abfindung von
6,40 S je erfaßtem Betrieb zu gewähren.

§ 4. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat die gemäß § 2 in Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft ermittelten Einzeldaten an den
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft zur
Aufnahme in das land- und forstwirtschaftliche
Betriebsinformationssystem (LFBIS) zu übermit-
teln.
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561 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 29. Sep-
tember 1988 betreffend die Auflassung eines
für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewor-
denen Abschnittes der B 312 Loferer Straße

im Bereich der Marktgemeinde Lofer

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 312 Loferer Straße von
km 54,750 bis km 56,270 wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und ver-
kehrsübergebenen — mit Verordnung vom 29. Juli
1981, BGBl. Nr. 400, bestimmten — Abschnitt
„Lofer-Nord" für den Durchzugsverkehr entbehr-
lich wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Graf

562. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 30. September 1988 betreffend die

Errichtung einer 3. Notarstelle in Villach

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes Klagenfurt
wird mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1989 eine wei-
tere Notarstelle mit dem Amtssitz in Villach er-
richtet.

Foregger

563. Kundmachung des Bundesministers für
Justiz vom 30. September 1988 gemäß § 16

Abs. 4 des Mietrechtsgesetzes

Gemäß § 16 Abs. 4 des Bundesgesetzes vom
12. November 1981, BGBl. Nr. 520, über das Miet-
recht (MRG), zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 340/1987, wird auf Grund der
Verlautbarung des Österreichischen Statistischen
Zentralamtes vom 16. September 1988 kundge-
macht, daß sich die im § 16 Abs. 2 MRG genannten
Beträge wie folgt erhöht haben:

In Z 1 von 24,40 S auf 26,90 S,
in Z 2 von 18,30 S auf 20,20 S,
in Z 3 von 12,20 S auf 13,40 S und
in Z 4 von 6,10 S auf 6,70 S.

Diese Erhöhung wird am 1. November 1988
mietrechtlich wirksam (§16 Abs. 4 dritter Satz
MRG).

Berechtigt eine Wertsicherungsvereinbarung den
Vermieter zu einer Erhöhung des Hauptmietzinses
(§ 16 Abs. 6 MRG) oder verlangt der Vermieter auf
Grund der Indexveränderung einen höheren Erhal-
tungs- und Verbesserungsbeitrag als bisher (§ 45
Abs. 6 MRG), so hat der Hauptmieter dem Ver-
mieter den erhöhten Hauptmietzins (den erhöhten
Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag) von dem
auf das Wirksamwerden der Indexveränderung fol-
genden Zinstermin an (das ist bei gesetzlicher Miet-
zinsfälligkeit nach § 15 Abs. 3 MRG frühestens der
1. Dezember 1988) zu entrichten, wenn der Ver-
mieter dem Hauptmieter in einem nach dem
1. November 1988 ergehenden Schreiben, jedoch
spätestens 14 Tage vor dem Termin, sein darauf
gerichtetes Erhöhungsbegehren bekanntgibt.

Foregger


